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Ein Vorschlag zur Tarif Bildung von Fahrzeugsteuern und Vorausleistungen.
Von Baurat Frotscher, Hofgeismar.1)

Die Fahrzeugsteuer und das Problem der Voraus­
leistungen sind zwei Themata, die in den letzten Monaten 
zu lebhaften Erörterungen in der Fachpresse geführt haben, 
und die auch in Sitzungen straßenbautechnischer Autoritäten 
Gegenstand eingehender Verhandlungen waren. Die Frage, 
die dabei nicht nur den Straßenbaufachmann als den Ver­
treter des wegeunterhaltungspflichtigen Gemeindeverbandes, 
und den Fuhrwerksbesitzer als den unmittelbar Betroffenen, 
sondern auch den Abnehmer und damit die Allgemeinheit am 
meisten interessiert, betrifft zweifellos die Tarif- 
b i 1 d u n g.

Das Bestreben, die Fahrzeuge nach dem Grad ihrer zer­
störenden Wirkung auf die Fahrbahnbefestigung zu be­
steuern, bildet ersichtlich die Grundlage aller bisher der 
Oeffentlichkeit unterbreiteten Tarifvorschläge für die Fahr­
zeugsteuer. Aber obwohl dieser Gedanke einen durchaus 
gesunden Kern in sich birgt, so hat sich doch herausgestellt, 
daß mit der Fahrzeugsteuer allein das Problem der Straßen­
abgaben nicht zu lösen ist. Diese Tatsache hat der Herr 
Regierungsbaumeister a. D. Niemack im Jahrgang 1921 
Heft 15 Seite 189 der „Verkehrstechnik“ in einleuchtender 
und überzeugungsvoller Weise nachgewiesen. Der Haupt­
träger der Fahrzeugsteuer muß nach dem Constantinschen 
Entwurf notwendigerweise das von Tieren gezogene Fuhr­
werk sein, und zwar wegen seiner zahlenmäßigen Ueber- 
legenheit über die motorisch bewegten Fahrzeuge. Dem­
gegenüber spielen die Erträgnisse aus der Besteuerung der 
wenigen Kraftwagen eine ganz untergeordnete Rolle. Und 
doch sind es ja anerkanntermaßen und erfahrungsgemäß 
gerade diese, die für die Zerstörung der Straßen in erster 
Linie verantwortlich zu machen sind. Will man eine das 
allgemeine Rechtsempfinden und das Bedürfnis der Unter­
haltungspflichtigen in gleicher Weise befriedigende Lösung 
finden, so kann der eingangs erwähnte Leitgedanken, also 
die Heranziehung der Fahrzeuge nach Maßgabe ihrer 

straßenzerstörenden Wirkung, nur dann folgerichtig durch­
geführt werden, wenn man auf Vorausleistungen in irgend­
einer Form für eine außergewöhnliche Abnutzung der 
Straßen zurückgreift. Der Erfolg wird dann der sein, daß 
die anteiligen Beiträge für die Straßenunterhaltung bei allen 
von Tieren gezogenen Fahrzeugen in der Hauptsache aus 
der Fahrzeugsteuer, und bei allen motorisch betriebenen 
Fahrzeugen in der Hauptsache aus Vorausleistungen auf- 
kommen werden.

Das Ergebnis dieser Ueberlegung deckt sich im wesent­
lichen mit demjenigen, zu dem auch schon Niemack in dem 
oben erwähnten Aufsatz gekommen ist. Aus dieser Ueber- 
zeugung heraus ergibt sich denn auch der Beschluß der 
letzten Landesbaurats-Konferenz im August d. J., der darin 
gipfelt, daß neben dem Fahrzeugsteuergesetz ein verbesser­
tes Vorausleistungsgesetz zu schaffen ist, und 
zwar nicht als Bestandteil des ersteren, sondern als selb­
ständiges Gesetz.

Durch die Fahrzeugsteuer, auf deren Einführung mit 
Sicherheit zu rechnen ist, ergibt sich nun für ein solches 
Vorausleistungsgesetz ein ganz neues Bild.

Betrachten wir zunächst einmal die Tarifgestaltung der Fahr­
zeugsteuer an Hand der bis jetzt bekannt gewordenen 
Vorschläge, nämlich demjenigen des Entwurfs-Verfassers und 
ferner derjenigen der Landesbauräte Jordan und Becker.2)

Auffallend ist die außerordentliche Verschiedenheit der 
Tarifierung, die bei einzelnen Fahrzeuggattungen nicht Hunderte, 
sondern Tausende von Prozenten beträgt. Das ist erklärlich, weil 
jeder der genannten Verfasser bei seiner Tarifierung andere Wege 
einschlägt. Constantin staffelt seinen Tarif offenbar rein gefühls­
mäßig, wobei er, vielleicht unbewußt, für jede einzelne Fahrzeug­
gattung einen bestimmten Jahresverkehr angenommen haben mag. 
Daß dieser Tarif nicht befriedigen kann, hat Niemack bereits nach­
gewiesen. Jordan sucht die Aufgabe auf mathematisch-technischer 
Grundlage zu lösen und baut seinen Tarif auf der Gleichung für 
das Arbeitsvermögen des Fahrzeugs auf; er läßt indessen sowohl 
die Häufigkeit der Fahrten, also die zurückgelegte Wegestrecke, 
als auch die spezifischen, schädlich wirkenden Eigenschaften der 
einzelnen Fahrzeugarten unbeachtet und kommt infolgedessen bei 
seiner Berechnungsart zu Ergebnissen, die praktisch so gut wie 
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wertlos sind. Er empfindet diese Schwäche seines Systems auch 
selbst und hilft sich dadurch, daß er durch willkürliche prozentuale 
Zuschläge zu seinen Rechnungsergebnissen diese mit den prak­
tischen Erfahrungen in Uebereinstimmung bringen will, mit an­
deren Worten, daß er seinem mathematischen Verfahren Zwang 
antut, womit denn dieses selbst wirkungslos wird. Becker sucht 
diese Mängel dadurch zu vermeiden, daß er für die einzelnen 
Gattungen eine jährliche Betriebsstundenzahl zur Grundlage 
nimmt — die er aber selbst als ideal, also nicht der Wirklichkeit 
entsprechend bezeichnet —, und daß auch er für gewisse Fahrzeug­
arten einen Steuernachlaß, für andere wieder Steuerzuschläge vor­
sieht. Abgesehen davon, daß die Annahme einer jährlichen Be­
triebsstundenzahl allzu theoretisch anmutet, die gewählten Zahlen 
bei genauer Nachprüfung auch wohl vielfach in erheblichem Miß­
verhältnis zur Wirklichkeit stehen dürften, behandelt er eingehend 
solche Gattungen, deren Einführung im Interesse der Fahrbahn­
erhaltung wohl erwünscht wäre, deren Bau jedoch nach An­
sicht maßgeblicher Personen aus der Kraftwagenindustrie eine 
vollständige Revolution auf dem Gebiet der Kraftwagentechnik im 
Gefolge haben müßte, und deren Herstellung daher in absehbarer 
Zeit kaum erwartet werden kann (doppelte Triebachse und gleiche 
Achslastverteilung). Dagegen sind die Fahrzeuge, die unsere 
Straßen jetzt bevölkern — und auf diese kommt es doch wohl 
gerade an — nicht individuell und eingehend genug behandelt, so 
daß also die vom Verfasser erstrebte und die Grundlage seiner 
Tarifvorschläge bildende erzieherische Wirkung vorläufig nicht 
wird erzielt werden können.

Es gibt nun zw e i Wege, wie man der Schwierig­
keiten der Tarifbildung Herr wenden kann: entweder, 
man „haut mit der Axt durch“, rücksichtslos, und stellt einen 
Tarif auf, von dem man annehmen kann, daß er den Bedürf­
nissen der Unterhaltungspflichtigen genügt, aber ganz unbe­
kümmert um wirtschaftliche und soziale Härten und Un­
gerechtigkeiten, die er im Gefolge haben wird. Oder aber: 
man staffelt den Tarif nach einem ganz gesetzmäßigen tech­
nisch-mathematischen System, bei welchem die Idee von der 
steuerlichen Erfassung der Gefährte nach Maßgabe ihrer 
mutmaßlichen Zerstörungsarbeit konsequent und folgerichtig 
durchgeführt ist, und zwar nicht nur für die Fahrzeugsteuer 
allein, sondern auch, diese ergänzend, für die Voraus­
leistungen.

Ein solches System muß derart aufgebaut sein, daß 
danach

1. jede Fahrzeuggattung einzeln für sich und unter ge­
bührender Berücksichtigung aller die Straße schonen­
den und zerstörenden Eigenarten veranlagt werden 
kann; daß es

2. befriedigende, d. h. mit der Wirklichkeit überein­
stimmende Werte liefert, auch ohne daß ihm Zwang 
angetan wird, also ohne daß man in hilfloser Willkür 
Zuschläge macht, wenn die Rechnung mit den Erfah­
rungen der Praxis nicht übereinstimmt, und

3. schließlich, daß es für jede Fahrzeuggattung und jede 
nur vorkommende Geschwindigkeit anwendbar ist.

Zweifellos verdient der zweite Vorschlag den Vorzug 
vor dem ersten mit. seinen folgenschweren Begleiterschei­
nungen für zahlreiche volkswirtschaftliche Betriebe auch 
dann, wenn die praktische Anwendung unter gewissen Um­
ständen Unbequemlichkeiten für die veranlagende Behörde 
im Gefolge hat.

Eine zweite Frage von grundsätzlicher Bedeutung, die 
gerade bei unseren gegenwärtigen finanzpolitischen Ver­
hältnissen von großer Tragweite ist, ist die, ob es über­
haupt zweckdienlich ist, feste Steuersätze in das 
Gesetz aufzunehmen. Zweifellos nichtl Denn wer kann 
voraussagen, wie sich bei unserem Valutaelend der Mark­
wert noch weiter verschlechtern wird? Im gleichen Ver­
hältnis müssen auch die Unterhaltungskosten der Wege 
steigen, während die Steuererträgnisse auf dem einmal fest­
gelegten gesetzlichen Tarif stehen bleiben, allmählich ganz 
unzeitgemäß werden und schlechterdings früher oder später 
abgeändert werden müssen, und zwar auch wieder auf dem 
beschwerlichen Weg der Gesetzgebung. Ferner kann es bei 

der Neuheit dieser Besteuerung gar nicht ausbleiben, daß 
die Sätze — immer unter dem Gesichtswinkel der Tarifierung 
nach Maßgabe der straßenzerstörenden Wirkung betrachtet 
— im Laufe der Zeiten nachgeprüft werden müssen, und 
daß es sich hierbei leicht herausstellen kann, daß man bei 
der Tarifgestaltung von irrigen oder unzutreffenden Voraus­
setzungen ausging.

Daher scheint es zweckmäßiger und dem Interesse aller 
Beteiligten dienlicher, wenn statt der festen Steuersätze in 
das Gesetz eine Formel aufgenommen wird, nach der die 
Steuer zu berechnen ist, deren einzelne Faktoren jedoch auf 
dem Verordnungswege nötigenfalls in kurzen Zwischen­
räumen abgeändert werden können.

Nachstehend soll ein V erfahren erläutert werden, 
das geeignet sein dürfte, der Lösung des Proble.ms 
nahe zu kommen; dabei sind Fahrzeugsteuer und Voraus­
leistungen aufs engste miteinander verbunden; beide bauen 
sich auf dem gleichen Rechnungsverfahren auf und gliedern 
sich gewissermaßen organisch aneinander. Das Gesetz vom 
18. August 1902 erfährt dabei eine vollständige Umwand­
lung.

Der Grundgedanke ist folgender:
I. Der Begriff der gemeinüblichen Wegebenutzung 

wird zahlenmäßig festgelegt, und zwar wird für 
Lastfahrzeuge unterschiedlos eine jährliche Brutto­
verfrachtung von 1000 t. km vorgeschlagen.

II. Der Besteuerung unterliegt jedes Fahrzeug — ab­
gesehen vielleicht von Ausnahmen, wie sie Constan­
tin vorgesehen hat. Die Steuer wird für jedes Last­
fahrzeug für eine einheitlich angenommene Minimal- 
Bruttoverfrachtung von jährlich 1000 t.km — d. h. 
also bis zur Grenze der „gemeinüblichen Wege­
benutzung“ — nach einer Formel ermittelt, in der 
alle auf die Fahrbahn wirkenden Eigenschaften des 
Fahrzeugs Berücksichtigung finden. Die Steuer 
wird im voraus erhoben.

Vorausleistungspflichtig ist nur derjenige, der 
die Wege über das gemeinübliche Maß hinaus 
benutzt (cf, I). Das Veranlagungsverfahren ist das 
gleiche wie bei der Besteuerung und stützt sich auf 
die t/km’ische Verfrachtung. Die Erhebung erfolgt 
nachträglich.

111. Von Vorausleistungen bleiben befreit:
a) Personenkraftwagen mit einer zugelassenen Ge­

schwindigkeit von mehr als 30 km/Std.
b) Fuhrwerke, die der Personenbeförderung dienen.

Dafür wird bei diesen Fahrzeugen die Steuer 
bemessen nach einer jährlich zurückzulegenden 
Strecke: 1. nach dem Eigengewicht in Abstufungen 
von je 100 kg, und 2. nach einer angenommenen jähr­
lich zurückzulegenden Wegestrecke: zu a) von 
2000 km, zu b) von 1500 km.

IV. Die SteuererträgnisSe vereinnahmt das Reich zur 
demnächstigen Verteilung an die Unterhaltungs­
pflichtigen. Die Erträgnisse aus Vorausleistungen 
vereinnahmen die Unterhaltungspflichtigen un­
mittelbar.

Welche Folgerungen ergeben sich hieraus, ins­
besondere für die Vorausleistungen?

1. Es wird der gesamte Fuhrwerksverkehr erfaßt, und 
zwar bis zu einer Verfrachtung von 1000 t.km für 
jedes Fahrzeug durch die Fahrzeugsteuer, darübei' 
hinaus durch eine Betriebssteuer (Vorausleistungen).

2. Der weitaus größte Teil des Verkehrs, nämlich der 
gesamte landwirtschaftliche Klein- und Mittelverkehr, 
dessen Jahresverfrachtung im einzelnen die 10001 ■ km- 
Grenze kaum überschreiten dürfte, ebenso der leichte 
Geschäftsverkehr, der Einzelpersonenverkehr usw. 
kommt nur für die Besitzsteuer (Fahrzeugsteuer) in 
Frage, scheidet jedoch für Vorausleistungen aus; da­
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durch wird die Veranlagung wesentlich vereinfacht, 
ohne daß nennenswerte Ausfälle zu befürchten sind.

■3. Die Heranziehung zu Vorausleistungen ist nicht mehr 
abhängig von dem Nachweis einer vorübergehenden 
oder dauernden Abnutzung. Der Begriff der „Erheb­
lichkeit“ ist durch den zahlenmäßig genau festgelegten 
Begriff der „gemeinüblichen Wegebenutzung“ ersetzt, 
und für die Veranlagung ist nicht mehr maßgebend das 
Verhältnis der Mehrbelastung des Unterhaltungs­
pflichtigen.

4. Da sich die Veranlagung für beide Steuerarten auf 
dem gleichen Rechnungsverfahren aufbaut, so kann 
dem Fahrzeugbesitzer schon zu Beginn jeden Jahres, 
nämlich bei der Besitzsteuerveranlagung, eröffnet 
werden, welche Abgaben er an etwaigen Voraus­
leistungen zu zahlen hat; denn der Vorausleistungs­
beitrag ist der 1000. Teil der Fahrzeugsteuer. Es ist 
ihm somit die Möglichkeit gegeben, die Straßenabgaben 
als Frachtensätze in seine Veranschlagung einzu­
beziehen.

5. Es liegt nicht mehr in dem Ermessen der einzelnen 
Gemeindeverbände, selbständig die Höhe der Abgaben 
zu bestimmen.

Die mathematische Grundlage des Verfahrens bildet die
G in k0" bekannte Gleichung: E = D m.v2, worin m =-----------

g m/sek? 
und v die Geschwindigkeit in m/sek. ist.

Die Frage, welche Wechselwirkungen zwischen der 
Massenbeschleunigung und der Bau- und Bereifungsart des 
Fahrzeugs einerseits, der Zerstörung der Straße anderer­
seits bestehen, ist im wesentlichen noch ungeklärt. Man muß 
sich mit der in Fachkreisen wohl allgemein anerkannten 
Annahme abfinden, daß sich die Beanspruchung der Fahr­
bahn durch zwei Fahrzeuge von sonst genau gleicher Be­
schaffenheit linear mit dem Arbeitsvermögen ändert, derart 
also, daß ein Fahrzeug mit einer Energie von Ei = 4000 m . kg 
die Straße doppelt so stark beansprucht wie ein solches 
von Es = 2000 m. kg. Soll nun die Veranlagung der Fahr­
zeuge im Verhältnis ihrer Einwirkung auf die Fahrbahn 
oder, was nach obigem dasselbe ist, im Verhältnis von 
Ei : Ea erfolgen, so müßte das erste Fahrzeug doppelt so 
hohe Beiträge zahlen als das zweite. Um aus den Ver­
hältniszahlen einen absoluten Zahlenwert für die Beiträge 
zu finden, hat man einen konstanten Vergleichswert als 
Grundwert zu wählen, beispielsweise also ein Fahrzeug 
mit einer Energieentwicklung von 100 m. kg, und hat für 
diesen Grundwert einen Einheitsbeitrag i festzusetzen, be­
zogen auf 1 km zurückglegter Wegestrecke. Wird also ein 
Fahrzeug von 100 m. kg Energieentwicklung mit 3 Pf./km 
zurückgelegter Wegestrecke besteuert, so müßte ein Fahr­
zeug Ei mit 4000 m . kg Energieentwicklung 4000

100 ’ also 40mal
so hoch besteuert werden, d. h. mit 120 Pf./km.

Bezeichnet nun
B den Beitrag des Fahrzeugs in Pf./km,
G das Bruttogewicht des Fahrzeugs in t = G • 1000 kg,
g die Beschleunigung ■= rd. 10 m/sek.3
v die zulässige Fahrgeschwindigkeit in m'sek.
i den Einheitsbeitrag, den „Steuerindex“,
C den konstanten Vergleichs wert = 100 m • kg, 

so lautet nach obigem die B ei trage form el für das 
Bruttogewicht des Fahrzeugs:

t? * r>r a fl/ G • 1000 „4 i Pf./km
C [ ' - g J 6 C m. kg

Unberücksichtigt geblieben ist bisher die Einwirkung 
der Bau - und Bereifungsart. Ebenso wie es aus­
gesprochen straßenzerstörende Einrichtungen an Fahrzeugen 
gibt, so gibt es auch straßenschonende. Beide müssen bei 
Bemessung der Abgaben gebührend berücksichtigt wenden. 
Faßt man die algebraische Summe aller dieser Eigenschaften 

in dem Beiwert r, dem „Typen-Koeffizienten“ zusammen, so 
lautet nunmehr die Formel:

B = E - • t Pf./km
Aus diesem Beitrag für das Bruttogewicht läßt sich der 

gewünschte Beitrag für 1 t. km, durch Division der rechten 
Seite mit Gt finden, und es wird:

B = 'v^p,'k'”

B-l G•1000 • v3
g

1000 • v 
1Ö”b = 4

, i Pf./km r
6 C m • kg G t 

, i Pf./km • r
“ ' kg ' 100 m • kg . t ~

B = ]/ä v3 ■ i ■ t Pf. km • t.
Dies ist die Formel, die den t. km’ischen Einheitsbetrag 

unmittelbar ergibt. Da die Steuer nicht für 1 t/km, sondern 
für 1000 t ■ km zu berechnen ist, so ergibt sich der Steuer­
satz aus der Multiplikation des Wertes B mit 1000.

Fahrzeuge, die der Personenbeförderung dienen, abge­
sehen von sogenannten „Autoomnibussen“, sind durch Vor­
ausleistungen schlechterdings nicht zu erfassen, obwohl der 
Weg, den sie jährlich zurücklegen, in den weitaus meisten 
Fällen größer sein wird als bei Lastfahrzeugen. Um hier 
einen Ausgleich zu schaffen, sollen die Personenkraftfahr­
zeuge für eine Wegstrecke von 2000 km, die Personenfuhr­
werke für eine solche von 1500 km besteuert werden. Als 
Gewichtseinheit wurde nicht 1 t, sondern 0,1 t = 100 kg 
Eigengewicht gewählt; die Steuer ist nach Gewichtseinheiten 
von je 100 kg abzustufen.

Es bedarf noch einiger Worte hinsichtlich der Werte 
r und i.

Ueber die Größe von t bestehen weitgehende Meinungs­
verschiedenheiten, namentlich zwischen Straßenbautechnikern, Be­
triebsunternehmern und Fährzeugherstellern. Natürlich spielen bei 
der Stellungnahme der einzelnen Interessentengruppen zu dieser 
Frage materielle Gesichtspunkte eine zwar verständliche, aber 
doch nicht als allgemein richtig anzuerkennende Rolle. Man wird 
es bis zur völligen Klärung der Frage dem am wenigsten inter­
essierten und daher wohl am objektivsten urteilenden Straßenbau­
fachmann überlassen müssen, die Werte r zu bestimmen und hier­
nach die Fahrzeuge einzugruppieren. Bei der Schätzung der Größe 
dieses Beiwertes muß man sich vor dem Fehler hüten, ihn etwa 
nach der Schädlichkeit derjenigen Fahrzeuge schätzen zu 
wollen, für die er kennzeichnend ist. Man wird vielleicht im 
Zweifel sein können, ob man den Beiwert für einen Lastkraft­
wagen mit einer Geschwindigkeit von 20 km/Std. höher schätzen 
soll, oder denjenigen für ein Lastfuhrwerk mit 5 km/Std. Ge­
schwindigkeit. Wenn man sich aber ein Fuhrwerk ohne gefederte 
Achsen und mit den gewöhnlichen Eisenfelgen versehen, jedoch 
im Gewicht des Kraftwagens, im Galopp über die Straße polternd 
denken könnte, so ist man sich keinen Augenblick im unklaren, 
daß die straßenzerstörende Wirkung dieses Fuhrwerks mit Ein­
schluß der Zerstörung durch die Hufe der Zugtiere um ein Viel­
faches höher sein wird als diejenige des Autos. Bei der Schätzung 
von t muß also eine Zurückführung auf ein und dieselbe Grund­
lage bezüglich G und v vorgenommen werden.

Die in der Steuertafel vorgeschlagenen Werte für r beruhen 
teils auf persönlichen Erfahrungen, teils sind sie gefühlsmäßig 
gestaffelt. Es wird zugegeben, daß man hinsichtlich der Einzel­
werte verschiedener Ansicht sein kann; bei gründlicherer Be­
schäftigung mit dem Stoff und besonders bei Durchrechnung be­
liebig gewählter Beispiele wird man jedoch finden, daß die Er­
gebnisse den Bedürfnissen der Praxis im großen und ganzen ent­
sprechen dürften. Es muß den erfahrenen Sachkennern Vorbehalten 
bleiben, aus dem Schatz ihrer Kenntnisse und Erfahrungen die 
Werte von t nötigenfalls richtigzustellen.

Es handelt sich noch darum, den Steuerindex i zahlen­
mäßig festzulegen. Er ist ein Versuchswert, dessen erstmalige 
Festsetzung aus vergleichenden Versuchsrechnungen herzuleiten 
ist; von ihm hängt in der Hauptsache der ganze Ertrag der Maß­
nahme ab. Er muß seiner Eigenart nach veränderlich sein und 
muß die Möglichkeit bieten, den Steuersatz von Jahr zu Jahr den 
schwankenden Lohn- und Baustoffpreisen anzupassen. Daher 
erübrigt sich auch, die „Richtigkeit“ des gewählten Wertes etwa 
rechnerisch nachweisen zu wollen; er ist dann richtig „gewählt“,
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v in km/Std. =
v, in m/sek. =
v02 in (m sek.) 2 =

, i 3
vo2 2~ vo ' 2 für 1==3=

4,0 
1,111 
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wenn die wirtschaftliche Wirkung im angemessenen und erhofften 
Verhältnis steht zu den Aufwendungen der WTegeunterhaltung. Es 
ist auch denkbar, daß er in zwingenden Fällen für die einzelnen 
Bezirke verschieden hoch bemessen wird, obwohl die Berücksich­
tigung von Sonderwünschen kleinerer Bezirke (Kreise, Gemeinde­
verbände usw.) im Interesse der Einheitlichkeit des Verfahrens 
nach Möglichkeit unterbleiben sollte. Um Uebervorteilungen oder 
Benachteiligungen auf der einen oder anderen Seite zu begegnen, 
müßte die Festsetzung des Steuerindex von Jahr zu Jahr durch 
den Landesminister und nach Anhörung von Straßenbaufachleuten 
und Interessentengruppen erfolgen.

Die Durchrechnung von Beispielen aus der Praxis hat ergeben, 
daß für die gegenwärtigen Verhältnisse beispielsweise im Regie­
rungsbezirk Kassel ein Steuerindex i == 3 Pfg. nach beistehender 
Steuertabelle Ergebnisse liefert, die mit den Bedürfnissen der Un­
terhaltungspflichtigen im Einklang stehen. Auch lassen sich bei 
einem Blick auf die Steuertafel (S. 504) zahlreiche Uebereinstim- 
mungen mit den früheren Tarifvorschlägen finden.

Man muß sich nicht irre machen lassen durch die Tatsache, 
daß die Besteuerung der schnellfahrenden und große Lasten be­
wegenden motorischen Fahrzeuge — die ja anerkanntermaßen als 
besonders straßenfeindlich gelten — nur wenig größer ist als 
beispielsweise diejenige der Fuhrwerke. Dieses Mißverhältnis ist 
indessen ganz belanglos, denn alle diese Maschinen werden ver­
möge ihrer überlegenen Leistungsfähigkeit und wegen ihres 
größeren Eigengewichts in verhältnismäßig kurzer Zeit die voraus­
leistungsfreie Grenze erreicht haben, jenseits der sie im Verhältnis 
ihrer Verfrachtungen herangezogen werden. Ob nun aber die 
Straßenabgaben unter dem Namen „Fahrzeugsteuer“ oder „Voraus­
leistungen“ gehen, bleibt der Sache nach gleichgültig.

Anstatt die Einzelwerte aus der Formel zu errechnen, 
kann man sich auch eines gr aphischen Verfahrens 
bedienen. Hierbei wurde der Kunstgriff angewandt, daß 
die Gleichung

n _ 1 > • B ' 9B = —- v2 • 1 • r = — = — • v22 t 2
logarithmiert wurde; das Produkt erscheint dann als eine 
Summe von Strecken, die sich mit dem Zollstock ohne wei­
teres abgreifen lassen. Das Verfahren ist höchst einfach 
folgendes:

Ma&staö 1

i. W • i * l 5 10 20 30 U SO K km/Std

Maßstab 2 
Nullpunkt

für I - (10 012 070 08 10 13 13 1(20 2 5 3o 33*0 SO 0 0

Man greift auf dem oberen Maßstab 1 die wagerechte Strecke 
zwischen dem gewählten Wert i und der zugelassenen Geschwindig­
keit des Fahrzeugs ab, überträgt das abgegriffene Maß auf den 
unteren Maßstab 2, wobei der Zollstock in demjenigen r-Nullpunkt 
anzulegen ist, der für das in Frage kommende Fahrzeug maßgeb­
lich ist, also beispielsweise — für einen Anhängerwagen mit gefederter 
Achse und Eisenbereifung mit r7 = 1,8 — im Nullpunkt t = 1,8. 
Es wird dann unmittelbar abgegriffen der Beitrag, den dieser An­
hängewagen an Vorausleistungen für 11 < km zu zahlen hat. Der 
lOOOfache Betrag ist der jährliche Steuersatz. Durch Stichproben 
wird man sich davon überzeugen können, daß die Ergebnisse mit 
denen der Rechnung genau übereinstimmen. Dieses graphische Ver­
fahren wird sich dann erfolgreich verwerten lassen, wenn Ge­
schwindigkeiten in Frage kommen, die in der Steuertabelle nicht 
erscheinen.

Nun die Anwendung des V erfahrens auf die 
Praxis.

Bei den Aenderungsvorschlägen für das Fahrzeugsteuer­
gesetz handelt es sich durchweg um Fragen zweiter Ordnung. 
Dagegen muß das V orausleistungsgesetz eine 
grundlegende Umarbeitung erfahren. Grundsatz 
muß werden, daß nicht mehl’ wie bisher der Betrieb, sondern 
das Fahrzeug zu Vorausleistungen herangezogen wird, 
daß also nicht mehr derjenige, der nur mittelbar die Zer­
störung der Straßen verursacht, sondern derjenige, der un­

mittelbar verantwortlich zu machen ist, beitragspflichtig 
wird. Hiermit steht und fällt das Verfahren überhaupt.

Rechtlich und logisch wird sich gegen diesen Grundsatz 
nichts einwenden lassen. Die erzieherische Wirkung, viel­
fach gefordert, wird sich nur durch Heranziehung des Fahr­
zeugs, niemals aber durch Heranziehung des Betriebes er­
wirken lassen, weil ja die zahlreichen Betriebe, die ihre Er­
zeugnisse durch fremdes Fuhrwerk abfahren lassen (Zechen, 
Ziegeleien, Steinbrüche), gar keinen Einfluß auf den Fuhr- 
b alter und die Bauart seiner Fahrzeuge haben. Ferner wird 
es und muß es zu ganz unbilligen Härten und zweifellos 
zu Konflikten führen, wenn von zwei benachbarten Betrieben 
der eine, dessen Erzeugnisse in der Hauptsache durch ver­
hältnismäßig gering besteuertes Fuhrwerk abgefahren wer­
den, die Abgaben für jene, der benachbarte aber, dessen Er­
zeugnisse in der Hauptsache durch hochbesteuerte Kraft­
maschinen abgefahren werden, die Abgaben für diese ent­
richten muß. Wie soll außerdem der Betrieb in der Lage 
sein, die t/km’ische Verfrachtung der fremden Fuhrwerke 
festzustellen, und nach welchem Verteilungsmaßstab sollen 
die benachbarten und drittbenachbarten Verbände an den auf­
kommenden Beiträgen teilnehmen? Mit diesen wenigen Fäl­
len dürften indessen noch nicht alle Probleme erschöpft sein. 
Jedenfalls wird man aus den Unklarheiten nicht heraus­
kommen, und Prozesse würden — wenn nicht die Verwal­
tung immer wieder nachgibt — nach wie vor an der Tages­
ordnung sein. Es würde gegen heute nichts gebessert 
werden.

Wie lassen sich nun die einzelnen Fahrzeuge erfassen? 
Voraussetzung dafür ist der in dem Fahrzeugsteuergesetz 
vorgesehene Zulassungszwang. Man kann sich als­
dann die Sache folgendermaßen denken: Der Fahrzeugeigen­
tümer, der auch nur mit der Möglichkeit rechnen kann, daß 
er die vorausleistungsfreie Verfrachtungsgrenze überschrei­
ten wird, hat einen amtlich abgestempelten Abreißblock oder 
ein Durchschlagheft anzufordern, einen „Fahrtennachweis“, 
in denen Nr. und Bauartbezeichnung des Fahrzeugs einge­
tragen werden. Den Stammblock hat der Fahrzeugführer 
stets bei sich zu tragen, den Abriß behält der Eigentümer. 
In dieses Heft ist vor Antritt der Fahrt, also vor Erteilung 
des Auftrags an den Führer, Gewicht der Ladung und die 
Fahrtstrecke einzutragen. Der Eigentümer trägt die Ver­
antwortung für die Richtigkeit der Eintragungen. Bei Er­
schöpfung des Heftes ist das alte an die Behörde einzusenden 
und gleichzeitig ein neues anzufordern; nach den Eintragun­
gen im abgelaufenen Heft wird die Veranlagung vorgenom­
men. Durch eine verschärfte Straßenpolizei — die auch aus 
anderen Gründen erwünscht ist — wäre zu prüfen, daß die 
Eintragungen ordnungsmäßig erfolgen. Eine Frage neben­
sächlicher Art ist dann die, ob an Orten mit starkem Verkehr 
(Zechen) ein Beamter die Eintragungen überwacht und ob 
im Interesse einer vereinfachten Veranlagung mit Besitzern 
größerer Fuhrparks (Verkehrsgesellschaften) besondere Ab­
findungsverträge geschlossen werden können. Jedenfalls 
aber sind den veranlagenden Behörden bei dem oben erläu­
terten Verfahren bestimmte Richtlinien gegeben, die für den 
Vertragsabschluß grundlegend sein müssen,

Der § 11 des Fahrzeugsteuergesetzes müßte 
demnach lauten:

Die Steuer wird berechnet:
a) für Lastfahrzeuge aller Art, für Auto-Omnibusse und Zug­

maschinen nach der Formel
B = 1000 • v2 • i • t Pf.

b) für Personenkraftwagen für je volle 100 kg Eigengewicht 
nach der Formel:

B = 200 • ~ • v2 • i • r Pf.
c) für Personenfuhrwerke für je volle 100 kg Eigengewicht 

nach der Formel:
B = 150 ■ 4- v2 ■ i • r Pf.
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d) für alle sonstigen Fahrzeuge, soweit sie nicht nach § 2 
steuerfrei sind, für je 100 kg Eigengewicht nach der Formel:

B = 400 • i Pf.
In diesen Formeln bedeuten:
B die Jahressteuer;
v die zugelassene Höchstgeschwindigkeit in m, Sek.
i einen vom Finanzminister von Jahr zu Jahr festzusetzenden 

Steuerindex in Pfg.
t den für das fragliche Fahrzeug maßgeblichen Typenkoeffi­

zienten.
Die Fahrzeuge unter § 11a haben, sofern sie die Wege über 

das gemeinübliehe Maß hinaus benutzen, d. h. sofern die mit ihnen 
bewirkte jährliche Verfrachtung über 1000 t.km hinaus geht, an 
die Wegeunterhaltungspflichtigen Sonderabgaben in Form von 
Vorausleistungen zu zahlen.

Die Steuerbeträge werden tabellarisch zusammengestellt.
Das Vorausleistungsgesetz müßte in seinem 

technischen Teil etwa folgendermaßen lauten:
§ 1.

Jeder Eigentümer eines oder mehrerer Fahrzeuge muß, sofern 
er mit einem dieser Fahrzeuge öffentliche Wege über das gemein­
übliche Maß hinaus benutzt, Vorausleistungen für die Wege­
benutzung an denjenigen entrichten, dem die Unterhaltung dieser 
Wege obliegt.

Bei Lastenzügen gilt sowohl die Zugmaschine als jeder An­
hänger als selbständiges Fahrzeug und wird für sich besonders 
veranlagt.

Als gemeinübliche Wegebenutzung im Sinne dieses Gesetzes 
wird eine jährliche Bruttoverfrachtung von 1000 t.km angesehen 

§ 2.
Die Höhe des Beitrags wird nach nach der Formel berechnet 

B = -i- v3 • i • j Pf./t. km

Hierin bedeutet:
B den Beitrag in Pfg. je Bruttoton. für 1 km.
v die zugelassene Höchstgeschwindigkeit in m Sek.
i einen Steuerindex, der alljährlich vom Finanzminister fest­

gesetzt wird.
r den Typenkoeffizienten für das betreffende Fahrzeug.

§ 3.
Der tonnenkilometrische Einheitssatz für die einzelnen Fahr­

zeuggattungen wird von dem Unterhaltungspflichtigen alljährlich 
bekanntgegeben; die Vorausleistungen können je nach seinem 
Ermessen entweder am Ende des Jahres oder auch in kürzeren 
Zeitabschnitten, jedenfalls aber immer nur postnumerando erhoben 
werden.

§ 4-
Zur Veranlagung zu Vorausleistungen ist derjenige Kom­

munalverband berechtigt, in dessen Bezirk das betreffende Fahr­
zeug beheimatet ist. Bei Benutzung der Wege verschiedener Ver­
waltungen ist die veranlagende Behörde verpflichtet, ihre Ermitte­
lungen den sonst beteiligten Verwaltungen bekanntzugeben. Die 
Verteilung der auf kommenden Beiträge richtet sich nach dem 
Verhältnis der Verfrachtungen.

§ 5.
Der beitragspflichtige Fahrzeugeigentümer hat dem ver­

anlagenden Gemeindeverband bestimmte zahlenmäßige Angaben 
über die Verfrachtungen jedes seiner Fahrzeuge zu machen. Die 
unterhaltungspflichtigen Verbände sind befugt, Kontrollvor- 
schriften zu erlassen, die es ermöglichen, die tonnenkilometrischen 
Verfrachtungen zu überwachen. Die Verantwortung für die Rich­
tigkeit der Angaben trägt der Fahrzeugeigentümer. Wissentlich 
und nachweisbar unrichtige Angaben haben Verdoppelung des 
Beitrags zur Folge.

Alle Staats- und Gemeindebehörden, private Eisenbahngesell­
schaften, Reedereien, Handelsgesellschaften usw. sollen verpflichtet 
sein, dem Wegeunterhaltungspflichtigen auf Verlangen jede ge­
wünschte Auskunft über verfrachtete Gütermengen der einzelnen 
Fahrzeugeigentümer zu machen.

Erläuterungsbeispiele.
1. Ein Lastkraftwagen verkehre auf einer 4 kni langen Wege­

strecke an 200 Tagen täglich einmal hin und her. Er sei auf der 
Hin- und Rückfahrt je mit 3 t Nutzlast beladen. Eigengewicht 
= 3 t . . v = 12 km/Std. r3 = 1,0; i = 3.

Die jährliche Bruttoverfrachtung ist:
[200 ■ (3 4- 3) 2] 4 = 2400 • 4 = 9600 t. km.

B = 9600 ■ 0,167...........................................= rd. 1620 M
Hiervon ab die Steuer mit 167 „

Bleiben an Vorausleistungen zu zahlen 1453 M
Dasselbe Beispiel auf ein Fuhrwerk mit r14 = 6 angewandt; 

dabei sei v = 5 km/St. Eigengewicht => 0,8 t, Nutzlast = 3,0 t.
Die jährliche Bruttoverfrachtung ist:

[200 (0,8 + 3) • 2)] 4 - 6080 t . km.
B = 6080 • 0,174 . . . rd. = 1060 M

Hiervon ab die Steuer mit 174 ,.
Bleiben an Vorausleistungen 886 M

2. Ein Lastzug mitv = 6 km/Std., bestehend aus 1 Zugmaschine 
von G = 9 t mit r13 = 5, 2 Anhängerwagen, Eigengewicht je — 2 t, 
und einer Nutzlast von je 5 t, einem r8 = 1,6 befördere auf einer 
5 km langen Wegestrecke in einer Richtung täglich 30 t Kohlen; 
die Anzahl der Betriebstage im Jahre sei 250, Anzahl der täglichen 
Fahrten = 3. Welche Beiträge hat dieser Lastenzug zu zahlen?

Die jährliche Bruttoverfrachtung ist für a) die Lokomotive: 
250 • 3 • 2.9 • 5 = 67,500 t. km: b) für jeden einzelnen Anhänger: 
5 [(2 -|- 5) -j- 2] • 3 • 250 = 33,7501. km.

An Beiträgen sind zu zahlen:
a) für die Lokomotive:

67 500 • 0,2085 . . . rd. = 14,100,— M 
ab Steuern 208,50 „

bleiben für Vorausleistungen: 13 891,50 M
b) für jeden der beiden Anhänger:

33 750 • 0,067 ...................... rd. = 2260 M
ab Steuer 67 „

Bleiben für Vorausleistungen für beide 4 386,— „
Insgesamt Vorausleistungen 18 227,50 M

Zur Frage der Straßenbahnstatistik.
Von Dipl.-Ing. K. Lüdde, Oberingenieur der Städtischen Straßenbahn, Breslau.

Die heutige Zeit hat eine ungeheure Teuerung für sämt­
liche Bedürfnisse der Bahnen gebracht, während eine Steige­
rung der Einnahmen durch Tariferhöhung nur in beschränk­
tem Maße möglich ist. Aufgabe des Bahnleiters ist es, Aus­
gaben und Einnahmen durch Einschränkung der Ausgaben so 
gegeneinander abzustimmen, daß trotzdem ein Ueberschuß 
bleibt. Um nun aber durchgreifende Ersparnisse machen zu 
können, muß man Ursache und Höhe der Ausgaben kennen, 
und so kommt man zu dem Ergebnis, daß die Aufzeichnungen 
über die Betriebsvorfälle in Verbindung mit den Kosten heute 
viel genauer gemacht werden müssen als früher. Die glück­
lichen Zeiten, in denen ein alter Straßenbahndirektor sagen 
konnte: „Ach was, Statistik, ich sehe in mein Hauptbuch, dann 
habe ich meine Statistik,“ sind endgültig vorüber.

Zur Gewinnung der nötigen Wagenkilometerzahlen 
schlägt nun Herr Direktor P. Müller, Gerthe i. W.*) , die Ein­
führung von Kilometerzählern vor, doch sprechen 
meines Erachtens verschiedene Umstände dagegen. Bekannt­
lich muß man im Straßenbahnbetriebe alle empfindlichen Appa­
rate vermeiden, jedes einzelne Konstruktionsteil muß einen 
Stoß vertragen können, es muß leicht, auch von einem zweit­
klassigen Arbeiter wiederhergestellt werden können, muß zu­
verlässig arbeiten und wenig Wartung erfordern. Ich glaube 
kaum, daß es gelingen wird, einen Kilometerzähler zu finden, 
der diesen Anforderungen entspricht und dabei nicht zu teuer 
ist. Ich fürchte, solange die Zähler neu sind, wird die Sache 

*) Elektr. Kraftbetriebe und Bahnen, Jahrgang 1921, Heft 6.
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einigermaßen gehen, aber bald wird es Versager geben; die 
Zähler werden nicht mehr richtig zeigen, und die Ergebnisse 
unzuverlässig, werden. Letzten Endes wird es mit den Zäh­
lern genau so wie mit mancher anderen schönen Einrichtung 
gehen. Nachdem man sich genug geärgert hat, werden sie aus­
gebaut werden, man fängt mit der Statistik von neuem an, und 
Geld- und Zeitopfer sind umsonst gebracht. Leider hat sich 
Herr Dipl.-Ing. Müller nicht darüber geäußert, ob er die 
genaue Kilometerregistrierung auch für die Anhängewagen für 
notwendig erachtet und in welchen Zeiträumen die Zähler ab-

Abb. 1. — Ausschnitt, eines Linien plan es der 
S t ä d t i s c h c n 8 t r a ß c n b a h n B r e s 1 a u.

gelesen werden sollen. Nach meiner Auffassung genügt es, 
wenn für die Anhängewagen die Gesamtsumme der linienweise 
geleisteten Kilometerzahl berechnet wird. Interessiert ein An­
hängewagen besonders, dann kann in einem solchen Falle die 
Berechnung besonders vorgenommen werden; von dem Motor­
wagen will man aber wissen, wieviel Kilometer er bis zu einem 
beliebigen Tage zurückgelegt hat.

Da nun hier in Breslau brauchbare Zahlen auf eine an­
dere Art gewonnen werden, dürfte eine Beschreibung der von 
mir hier eingeführten K i 1 o m e t e r f e s t s t e 11 u n g f ü r M o- 
torwagen von Interesse sein.

Vor dem Kriege wurde die Zahl der Motor- und der An­
hängewagenfahrten aus den Schaffnerberichten ausgezogen, mit 
der Streckenlänge multipliziert und für jeden Motorwagen und 
für jede Linie zusammengezogen. Diesem Verfahren haftete 
der Fehler an, daß eine Nachprüfung nur durch Wiederholung 
der ganzen Arbeit möglich war, nicht stichprobenweise er­
folgen konnte, und daß die Kilometerzahl der Motorwagen nur 
am jeweiligen Monatsersten erkennbar war; andernfalls wäre 
die Arbeit ins ungemessene gestiegen. Die Kilometerzahl 
zwischen beliebigen Daten konnte also nur* gelegentlich durch 
besondere Rechnung für einzelne Wagen festgestellt werden. 
Nun kam der Krieg, und infolge Leutemangels wurde nur die 
unbedingt notwendige Berechnung der Linien beibehalten. Es 
konnte also die Kilometerberechnung, als nach Abschluß des 
Waffenstillstandes der Leutemangel behoben war, auf voll­
ständig neuer Grundlage aufgebaut werden.

Ich bin dabei von der Tatsache ausgegangen, daß die 
Tagesleistung der fahrplanmäßigen Züge, wie auch die der 
meisten Einschieber, festliegt, und daß man damit auch die 
Länge des Wagenlaufes, d. h. die Kilometerzahl, die ein Wagen 
innerhalb eines Tages leistet, von vornherein feststellen kann. 
Durch Zusammenzählen der einzelnen Wagenläufe und Multi­
plikation mit der Zahl der Monatstage erhält man dann die 
monatliche Kilometerleistung der betreffenden Linie. Bei nor­
malem Betriebe ist es also nur notwendig, die Kilometer für 
jeden Motorwagen zusammenzuziehen, aber auch anormaler 
Betrieb, besondere Einschieber und Arbeitszüge, bereiten keine 
Schwierigkeiten.

Als unentbehrliches Werkzeug benötigt das statistische 
Büro eine genaue Karte, aus der leicht jede Streckenlänge ab­
gelesen werden kann. Abb. 1 zeigt einen solchen Plan: Wei­
chenbeginn und -ende sind von einem Streckenende oder bei 

Rundbahnen von einem beliebigen Punkt aus fortlaufend ein­
getragen. Durch einfache Subtraktion wird die Länge jeder 
beliebigen Teilstrecke leicht ermittelt. Wird an einer Weiche 
gekehrt, dann werden 2 X 10 m = 20 m hinzugerechnet. Die 
eingekreisten Zahlen sind die laufenden Weichennummern und 
dienen zur eindeutigen Bezeichnung von Weichen, ent­
sprechende Pläne hängen in den Mannschaftsräumen aus. Für 
eingearbeitete Leute macht die Berechnung selbst bei großen 
Verkehrsstörungen, wenn alle Wagen durcheinandergeworfen 
sind, keine Schwierigkeiten.

Als Unterlage für die Berechnung dienen W agenlauf- 
blätter, die den Motorwagen in Mappen beigegeben sind und 
täglich ausgewechselt werden (Abb. 2). Auf der Vorderseite 
dieser Blätter trägt der Fahrer Wagenlauf, Linie, Wagennum­
mer, Aus- und Einfahrt und jede vom regelmäßigen Betriebe 
abweichende Aenderung der Linienführung ein. Am Fuß ist 
Raum für Bemerkungen, die auf Wagenfehler oder sonstige 
Vorkommnisse Bezug haben. Auf der Rückseite schreibt der 
Revisionsschlosser die ausgeführten Arbeiten ein und beschei­
nigt schließlich, daß der Wagen betriebsfähig ist. Man weiß 
also immer, wei‘ an dem betreffenden Wagen gearbeitet hat. 
Hat der Wagen z. B. einen Zusammenstoß gehabt, und meldet 
der Fahrer Versagen der Bremse, dann hat der Revisions­
schlosser, wenn die Bremse nicht durch den Unfall zerstört 
wurde, gemeinsam mit dem Fahrer, der den Unfall hatte, unter 
Zuziehung eines Oberfahrers oder auch eines beliebigen ande­
ren Fahrers, ohne daß vorher irgendeine Verbindung am Zuge 
gelöst wurde, eine Bremsprobe vorzunehmen. Der Befund wird 
eingetragen und durch gemeinsame Unterschrift beglaubigt. 
Meinungsverschiedenheiten und Streitigkeiten, bei denen Vor­
gesetzte eingreifen müssen, sind jetzt selten, während früher 
immer behauptet wurde, daß die Bremse nicht in Ordnung ge­
wesen sei, und daß die Werkstatt den Fehler schon abgestellt

SBagenlaufblatt:

2ßag. 9?r.... Sf)........ 2xig.............. ßinic fiauf.

Abb. 2. — Wagenlau f bl a 11 d e r S t ä d t i s c h e n S t r a ß c n - 
bahn in Breslau.

habe. Vor Betriebsanfang werden in den Wagen, vor der Aus­
fahrt, die Wagenlauf blätter durch neue ersetzt. In den be­
triebsunfähigen Wagen und den Wagen, die zur Wochenrevi­
sion stehenbleiben sollen, werden sie gegen Standwagenblätter 
umgetauscht. Auf den Standwagenblättern sind alle Arbeiten, 
die unbedingt ausgeführt werden müssen, vorgedruckt; außer­
dem ist Platz zur Eintragung außergewöhnlicher Arbeiten vor­
handen. Hat der Wagen eine Beschädigung erlitten, für die der 
Betrieb nicht verantwortlich ist und Schadenersatz geleistet 
werden muß, so werden die Wiederherstellungskosten gleich­
falls vermerkt.

Die Wagenlauf blätter und Standwagenblätter werden nun 
jeden Morgen gesammelt und kommen, nachdem der Meister 
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sie durchgesehen, sich über alle 
Betriebsvorkommnisse unter­
richtet und gegengezeichnet hat, 
linienweise geordnet nach dem 
statistischen Büro. Hier- wer­
den zunächst die Kilometer, die 
der betreffende Wagen bis zum 
vorhergehenden Tage (Zahl 
wird dem vorhergehenden Wa­
genlaufblatt entnommen) einge­
tragen und an Hand der Tabel­
len die neu geleistete Kilometer­
zahl zugesehrieben. Durch Zu­
sammenzählen beider Zahlen er­
hält man dann den Augenblicks­
wert der vom Wagen bisher ge­
leisteten Kilometer. Hierauf 
werden etwaige Abweichungen 
vom regelmäßigen Verkehr zu 
den bereits bekannten normalen 
Betriebskilometern der einzelnen 
Linien zugeschlagen oder abge­
zogen. Unterteilt man dann 
noch die einzelnen Linien nach 
Betriebsbahnhöfen, dann hat 
man außerdem die Wagenkilo­
meterzahl, die die einzelnen Be­
triebsbahnhöfe leisten, Zahlen, 
die zur Gegenüberstellung der 
Leistungen der verschiedenen 
Betriebbahnhöfe benutzt werden. 
Diese Art der Berechnung hat 
sich auch bezüglich der Ge­
nauigkeit dem früheren Verfah­
ren, bei dem die Auszüge aus 
den Schaffnerberichten als 
Unterlage dienten, als überlegen 
gezeigt, was bei der Einführung, 
als beide Arten kurze Zeit 
nebeneinander gehandhabt wur­
den, festgestellt wurde.

Zusammengefaßt werden 
die Ergebnisse in einem Werk­
stattbericht (vgl. Abb. 3 
u. 4). Die Wagenlaufblätter 
werden wagenweise in einem 
mit kleinen Fächern versehenen 
Schranke aufbewahrt. Jedes 
Fach genügt für mehr als ein 
Jahr. Besondere farbige Um­
schläge lassen auf den ersten 
Blick erkennen, in welchem Zu­
stand der Wagen sich befindet.

Aus den Tagesberichten 
werden nun wieder allmonatlich 
Auszüge der wichtigsten Vor­
kommnisse gemacht, bahnhofs­
weise zusammen gestellt und das 
Verhältnis der Fehler zu der 
vom Bahnhof geleisteten Kilo­
meterzahl berechnet. Diese Zu­
sammenstellung erhalten auch 
die Meister, die sich nun ihrer­
seits ein Bild von ihrer eigenen Arbeit machen können. Selbst­
verständlich werden von ihnen auch die Schlosser unterrichtet. 
Dieses Verfahren spornt den Ehrgeiz außerordentlich an, denn 
kein Bahnhof will der schlechteste sein.

Mein Bestreben ist es nun, auf Grund dieser Unterlagen 
ein Prämiensystem für die Hallenleute einzuführen, um die 
Leute durch persönlichen Vorteil zur größtmöglichen Ge­

Abb. 3. — Täglicher W e r k s t a 11 b e r i c h t der Städtischen Straßenbahn 
in Breslau (Vorderansicht).
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wissenhaftigkeit zu erziehen. Ein Vorschlag ist bereits aus­
gearbeitet. Aber nicht allein der Werkstattsbetrieb, sondern auch 
der allgemeine Betrieb wird gefördert. Das Fahrpersonal hat 
beispielsweise schon bald gemerkt, daß allgemeine Beschwerden 
über kranke Wagen nichts helfen, daß vielmehr das beste Mittel 
zur Abhilfe eine gewissenhafte Eintragung in das Wagenlauf­
blatt ist. Die Tätigkeit der Oberschaffner und der Oberfahrer
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Abb. 4. — Täglicher W c r k s t a 11 b c r i c h t der Städtischen Straßenbahn 
in Breslau (Rückansicht),

ist nachweisbar, weiter können 
Behauptungen des Fahrpersonals 
über frühere Bremsfehler bei Zu­
sammenstößen leicht nachgeprüft 
werden usw.

Was nun die Kosten der Ein­
richtung betrifft, so wurden früher 
mit dem Ausziehen der Kilometer 
aus den Schaffnerberichten für 295 
Motor- und rd. 400 Anhängewagen 
sechs Leute ständig beschäftigt, 
während heute an den Anhänge­
wagen allein (nur linienweiser 
Auszug) drei Leute arbeiten. Für 
die Motorwagen stehen vier Mann 
zur Verfügung, die aber daneben 
auch alle anderen Aufzeichnungen, 
wie Führung von Ankerkarten, 
Achsenkarten, kurz von allem, was 
wissenswert ist, vorzunehmen 
haben. Man erhält also mit an­
nähernd derselben Leutezahl weit 
brauchbarere Ergebnisse als früher.

Um noch einmal auf die Kilo­
meterzähler zurückzukommen, so 
glaube ich kaum, daß sich damit 
bei derselben Genauigkeit wesent­
liche Ersparnisse an Büropersonal 
machen lassen, ganz abgesehen da­
von, daß das Ablesen der Zähler 
von Werkstattleuten vorgenommen 
werden muß, die an und für Sich 
wenig Verständnis für Statistik 
haben, während hier die Leute 
durch den ständigen persönlichen 
Verkehr mit ihren Vorgesetzten 
einen Einblick in das Wesen der 
Statistik bekommen und infolge­
dessen mit größerem Interesse 
arbeiten.

Zur Hebung der Wirtschaftlichkeit in Gewerbe und Industrie.*)

*) Nach einem Vortrag, gehalten in der Gründungsversammlung des 
„Reichskuratoriums für Wirtschaftlichkeit in Industrie und Handwerk“ 
beim „Deutschen Verband technisch-wissenschaftlicher Vereine“ von 
Prof. Schilling-Berlin.

Die Bestrebungen zur Hebung der Wirtschaftlichkeit in Ge­
werbe und Industrie, deren Verfolgung sich das Reichskuratorium 
zum Ziel gesetzt hat, sind nicht durchaus neu, sondern können auf 
eine längere Entwicklung zurückblicken.

Die Hauptträger der Facharbeiten auf diesen Gebieten sind:
1. der Normenausschuß der deutschen Industrie,
2. der Ausschuß für wirtschaftliche Fertigung,
3. die Betriebstechnische Abteilung beim Reichskuratorium für 

Wirtschaftlichkeit in Industrie und Handwerk,
4. die Hauptstelle für Wärmowirtschaft.

1. Beim Normenausschuß der deutschen Indu­
strie waren der Ausgangspunkt sämtlicher Arbeiten die Nor­
mungsbestrebungen im Maschinenbau, die sich unter dem Druck der 
Kriegsverhältnisse im Jahre 1916 bemerkbar machten. Der gewal­
tige Bedarf an Kriegsgerät, die Vergebung großer Aufträge zu 
massenweiser Fertigung von Einzelteilen an Privatfirmen beding­
ten eine gewisse Einheitlichkeit in der Durchbildung der Konstruk­
tionsteile und in den Grundsätzen der Fertigung, die bisher fehlte. 
Das Fabrikationsbüro in Spandau wurde geschaffen mit der Auf­
gabe, die Konstruktionszeichnungen auf die Möglichkeit einer fabri­
kationstechnisch richtigen Fertigung durchzuprüfen. Das war der 
Beginn der Normalisierung des Heeresgerätes.

Mit noch größerer Berechtigung wurde der Gedanke dieser 
Normalisierung dann auf die Friedensfabrikation übertragen. Im 
Mai 1917 wurde unter Beteiligung aller angesehenen Firmen, Ver­
bände und Behörden der später als „Normenausschuß der deutschen 
Industrie“ bezeichnete Ausschuß begründet, dessen Veröffent­
lichungsorgan die Zeitschrift „Der Betrieb“ wurde.

Die Schwierigkeiten, die der- Ausschuß zu überwinden hatte, 
waren erheblich, denn zunächst mußten die Grundnormen, d. h. die 
Normungen für Zahlenreihen, Durchmesser, Abstufungen, Passun­
gen geschaffen werden. Die ersten Ausarbeitungen waren daher 
auch nicht durchaus befriedigend und mußten zum Teil später ab­
geändert werden. Jetzt aber finden sie immer mehr Anerkennung 
im In- und Auslande und auch Nachahmung.

Gründlich geklärt wurde zunächst die Frage der Passungen, 
Einheitswellen und Einheitsbohrung wurden parallel zueinander 
genormt. Die zahlreichen Gewinde sind auf zwei Systeme, das 
Whitworth-System und bei Schrauben unter L“ das metrische Maß, 
zurückgeführt. Ebenso ist die Schlüsselweitenfrage geklärt, und 
es können demnächst eine große Anzahl von Normenblättern für 
Schrauben der Oeffentlichkeit übergeben werden. Das ist von aus­
schlaggebender Bedeutung für die ganze Industrie. Ebenso ist die 
Normung von Werkzeugen zum Teil durchgeführt. Der Ausschuß 
für Werkstoffe beschäftigt sich zurzeit mit den vorbereitenden 
Arbeiten für die Zusammensetzung der Eisen- und Stahlsorten, 
bzw. Metallegierungen. Der Normenausschuß zählt zurzeit 98 
Unterausschüsse. Er befaßt sich jetzt auch mit Elektrotechnik, 
Bauingenieurweseh, den technischen Betrieben der Landwirtschaft 
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und der Feinmechanik. Die Arbeiten dieser Ausschüsse sind selb­
ständig und werden vom Gesamtausschuß lediglich genehmigt.

2. Der Ausschuß für wirtschaftliche F ertigung 
wurde im März 1918 von der deutschen Industrie, dem „Verein deut­
scher Ingenieure“ und dem damaligen Reichswirtschaftsamt ge­
gründet zum Zweck der Spezialisierung und Typisierung. Bezüg­
lich der letzteren kam man aber bald zu dem Ergebnis, daß es sich 
dabei nur um die Aufstellung von Reihen von Leistungen, Um­
drehungszahlen, Hauptabmessungen usw., also im wesentlichen um 
Normung handele, so daß diese Arbeit an den Normungsausschuß 
abgegeben wurde. Die Frage der Spezialisierung wurde dagegen 
sorgfältig durehgearbeitet, namentlich wurden auch die einzelnen 
Möglichkeiten und Normen der Zusammenarbeit der Einzelbetriebe 
(Meistbegünstigungsverträge, Herstellungs- und Vertriebsorgani­
sation) untersucht. Auch diese Arbeit ist als abgeschlossen zu be­
trachten. Die Selbstkostenberechnung ergab sich dabei als der 
einzig einwandfreie Maßstab für die Beurteilung wirtschaftlicher 
Maßnahmen, der Ausschuß hat daher versucht, im Einvernehmen 
mit den Verbänden, besonders dem „Verein deutscher Maschinen­
bau-Anstalten“, einheitliche Grundlagen für die Selbstkostenberech­
nung zu schaffen, gegliedert nach Klein- und Mittelbetrieben, Hand­
werk, Massenfabrikation usw. Zurzeit wird geprüft, welche Sonder­
arbeiten der Ausschuß etwa anzugreifen hat.

3. Die Betriebstechnische Abteilung beim 
Reichskuratorium für Wirtschaftlichkeit in In­
dustrie und Handwerk ist Anfang 1918 geschaffen worden, 
nachdem sich ein plötzliches Erwachen des Interesses der Praxis 
für technisch-wirtschaftliche Fragen des Einzelbetriebes gezeigt 
und der Ausschuß für wirtschaftliche Fertigung das Material zu­
nächst gesammelt hatte. Der zu bearbeitende Stoff gliedert sich in 
folgende Hauptgruppen: Werkstoffe und Abfallverwertung, Hand- 
und Maschinenarbeit und deren sachliche und persönliche Mittel 
(Werkzeuge, Maschinen, Arbeiterfragen), Transportwesen und Be­
triebsanlagen, Energieerzeugung und -Verteilung, Technik der 
Selbstkostenberechnung und der inneren Organisation, technische 
Leistungs- und Lieferungsbedingungen und fachpolizeiliche Vor­
schriften.

Die Kostenfrage spielt dabei die Hauptrolle, also die Auf­
stellung einer wirtschaftlichen Bilanz. Die Frage ist zunächst am 
Beispiel der Energieverteilung im Betrieb untersucht worden, über 
die zwar viele technische Einzelheiten vorliegen, aus denen aber 
bisher nie die letzten Schlußfolgerungen gezogen worden sind. Die 
Arbeiten des Ausschusses auf diesem Gebiete fanden das Interesse 
der Industrie, und Großfirmen der mechanischen und elektrischen 
Kraftübertragung lieferten bedeutende Mittel zur Durchführung der 
erforderlichen Versuche.

Aehnlich liegt es im Gebiete des Transportwesens. Auch hier 
sind mit Unterstützung der Industrie Versuche zur Beschaffung der 
nötigen Unterlagen eingeleitet. Bei den Werkstoffen und ihrer 
Verarbeitung (Hand- und Maschinenarbeit) spielt neben dem 
Kostenfaktor noch der Gütefaktor eine besondere Rolle. Um die 
Untersuchungen zu vereinfachen, hat man zunächst bei den Grup­
pen, die im wesentlichen nur von den Kosten abhängen, wie die 
Arbeiten mit Spaten, Hämmern, Hacken usw., oder bei Arbeiten, die 
einen bestimmten Stoff benutzen, sich lediglich auf die Unter­
suchung der Kostenfrage beschränkt. Es ist mit Werkzeug- und 
Werkzeugmaschinenfabriken und Forschungsanstalten zur Unter­
suchung der menschlichen Arbeit in Verbindung getreten worden. 
Dann soll die Untersuchung der Güterfrage folgen, und schließlich 
soll ein Vergleich bezüglich Kosten und Güte angestellt werden. 
Die Betriebstechnische Abteilung hat auch die Frage der 

Selbstkostenberechnung vom Ausschuß für wirtschaftliche Fertigung 
zur weiteren Förderung übernommen.

4. Die Hauptstelle für Wärme Wirtschaft ist am 
1. Januar 1919 gegründet worden und hat ihre Aufgaben in völliger 
Selbständigkeit durchgeführt. Ihr sind beträchtliche Mittel von der 
preußischen Landeskohlenstelle überwiesen worden. Die Kohle­
forderungen der Entente, die zur Brennstoffersparnis in allen Be­
trieben zwangen, die Einsetzung des Reichskohlenrates im Jahre 
1920 haben auf eine rasche Bearbeitung dieses Gebietes hinge­
drängt. Unsere Hochschulen, Forscher und nicht zum mindesten 
die Industrie haben die technischen Mittel einer rationellen Wärme­
wirtschaft in den letzten Jahrzehnten schon wesentlich ergründet, 
so daß es hauptsächlich auf ihre sachgemäße Uebertragung in die 
Praxis ankam. Die Hauptstelle für Wärmewirtschaft konnte daher 
in verhältnismäßig kurzer Zeit gute Erfolge zeitigen.

Es fragt sich nun, wie die Ergebnisse dieser Arbeiten in die 
Praxis umzusetzen sind. Sobald das Gebiet in der Praxis Be­
achtung gefunden hat und der einzuschlagende Weg klar vor Augen 
lag, ist bisher ein namhafter Fachmann aus der Praxis als Führer 
gewonnen worden. Diesem liegt die Weiterentwicklung des Ge­
bietes und die Fühlung mit den Fachverbänden und deren Ortsgrup­
pen ob, mit denen sie an die Betriebe herantreten sollen. Auch 
Wanderausstellungen und Vortragskurse sollen diesem Zwecke 
dienstbar gemacht werden. Ebenso ist der technische Nachwuchs 
zu beeinflussen durch die technischen Schulen aller Art, wobei ge­
meinsam mit dem „Deutschen Ausschuß für technisches Schul­
wesen“ gearbeitet wird. Wichtig für die Verbreitung ist ferner 
die Art der Veröffentlichung der Ergebnisse, die in kurzer präg­
nanter Form erfolgen muß. Dazu dienen die Betriebsblätter, die 
sich vor allem an Arbeiter, Vorarbeiter und Büroangestcllte wen­
den. Auch die Fachpresse ist heranzuziehen, namentlich solange 
die Fragen noch nicht ganz geklärt sind.

Durch die Arbeiten sollen allmählich alle Industriezweige er­
faßt werden, deshalb ist auch die Betriebstechnische Abteilung dem 
„Deutschen Verband technisch-wissenschaftlicher Vereine“ ango- 
gliedert worden. Davon und von der Bildung des Reichskurato­
riums wird ein Anwachsen des Interesses und die Beteiligung wei­
terer Kreise erhofft.

Die Gefahr, daß die ganze Bewegung in ein bürokratisches 
Fahrwasser geleitet werden könne, dürfte durch Schaffung des 
Reichskuratoriums vermieden sein, das alle diese Bestrebungen zu­
sammenfassen soll mit der ausgesprochenen Tendenz der Führung 
der Arbeiten durch die Industrie selbst. Im Auslande ist es nicht 
überall geglückt, diese Klippe der behördlichen Organisation zu 
umschiffen. Nur in Amerika ist die Entwicklung eine ähnliche, wie 
bei uns gewesen. Das „National Research Council“ nimmt dort 
eine ähnliche Stelle ein wie unsere Betriebstechnische Abteilung 
und verfügt über sehr bedeutende Mittel. Daneben besteht das 
„Bureau of Standards“, das mit unserem Normenausschuß verglichen 
werden kann.

Um den Bestrebungen zu glücklichem Erfolge zu verhelfen, 
müssen allerdings alle parteipolitischen Strömungen ausgeschaltet 
werden, wofür der Deutsche Verband ja eine Garantie bietet. Das 
wird ebenso vom Reichskuratorium gelten, obgleich sich dieses an 
die Industrie anlehnt, denn diese hat selbst das größte Interesse an 
objektiver, neutraler Durcharbeitung des Stoffes, wie sie anderer­
seits auch bürokratische Beeinflussung ablehnt. Wird an diesen 
Grundsätzen festgehalten, so kann aus der eingeleiteten Gemein­
schaftsarbeit das Ziel erreicht werden, vor dem Auslande auch in 
der Wirtschaftlichkeit der Betriebe einen Vorsprung zu bekommen, 
den wir bei unserer wirtschaftlichen Lage dringend brauchen.

Mitteilungen aus dem gesamten Verkehrswesen.

Haupt-, Neben- und Kleinbahnen.
Besserung der Eisenbahnverhältnisse. Unter diesem Titel ver­

öffentlicht der preußische Landtagsabgeordnete Oswald Riedel in 
den „Düsseld. Nachr.“ Betrachtungen, die wir nachstehend im 
Auszuge wiedergeben:

Der frühere preußische Eisenbahnminister von Breiten­
bach hat in der Oeffentlichkeit eine Erörterung über die Frage: 
Staats- oder Privatbetrieb? hervorgerufen. Diese Frage ist von 
den Sachverständigen mit überwiegender Mehrheit zugunsten des 
Staatsbetriebes beantwortet worden. Aber sie hat doch den Ein­
druck hervorgerufen, als sei die Finanzlage der Reichseisen­

bahnen nach wie vor eine trostlose. Dieser Eindruck ist falsch, 
und es empfiehlt sich, einige Zahlen zu betrachten.

Das Personal ist von 1121745 Köpfen bereits auf 1057 301 
Köpfe vermindert worden, und eine weitere Verminderung bis auf 
996 269 Köpfe zum 1. April 1922 ist in der Durchführung begriffen. 
Das wären allerdings immer noch 255 000 Köpfe mehr als im 
Jahre 1913, aber die Ursachen dafür liegen, wie wir gleich sehen 
werden, in unausrottbaren Uebelständen. Nun beträgt die Aus­
gabe an Gehalt bzw. Lohn zurzeit für den Kopf des Beamten 7,29 
mal, für den Arbeiter 9,04 mal soviel als 1913. Aber man vergleiche 
damit, daß gleichzeitig die Kohlen 26 mal, die Schienen 20 mal, 
das Stabeisen 30 mal, die Lokomotiven und Wagen 17 mal soviel 
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kosten, so daß heute bei den Betriebsausgaben der Anteil der 
Materialunkosten gegenüber dem der Personalausgaben viel höher 
ist als vor dem Kriege.

Man vergegenwärtige sich auch, daß die jetzt erst in Kraft 
tretenden neuen Eisenbahntarifc nur das 10- bis 13fache der Vor­
kriegszeit ausmachen, also die Selbstkosten der Eisenbahnbetriebs­
führung bei weitem nicht erreichen. Wenn trotzdem der reine Be­
triebsfehlbetrag sich im letzten Jahre von 15,6 Milliarden auf 6,5 
Milliarden vermindert hat, so ist das zweifellos eine um so erfreu­
lichere Feststellung. Die Ausgaben des außerordentlichen Etats, 
die doch einer Vermögenssteigerung gleichkommen, dürfen hierbei 
natürlich nicht berücksichtigt werden.

Die erfreuliche Besserung geht auch aus dem Betriebsbericht 
hervor. Die Zahl der Achs-km betrug im Jahr 1913 rund 3014 
Milliarden. Nach Abzug der abgetretenen Eisenbahnstrecken 
blieben 1919 nur rund 19 Milliarden Achs-km. Diese Zahl stieg 
jetzt wieder auf rund 24,15 Milliarden Achs-km, d. h. rund 80 v. H. 
der Vorkriegszeit. In Wirklichkeit ist jedoch die Betriebsleistung 
stärker als in der Vorkriegszeit, weil sie ja die üblen Kriegs­
folgen mit zu beseitigen hät. So ist durch den Krieg der Repara­
turstand der Lokomotiven abgerundet von 20 auf 40 v. H. ge­
stiegen, d. h. die gleiche Anzahl betriebsfähiger Lokomotiven 
erfordert heute doppelt soviel Arbeit und Reparaturleistung als 
vor dem Krieg und dementsprechend mehr Personal und Material. 
Ebenso wie das Betriebsmaterial ist der Streckenoberbau herab­
gewirtschaftet. Ein D-Zug von Berlin nach Frankfurt brauchte 
deshalb vor dem Krieg nur 8, heute hingegen 12 St. Fahrzeit. 
Das macht für die gleiche Anzahl Achs-km heute also 50 v. H. 
Personal und auch erheblich Kohle, Oel, Materialabnutzung usw. 
mehr. Ebenso werden heute meist 20-t-Grüterwagen statt der alten 
10-t-Wagen in den Betrieb neueingestellt, was einer höheren Be­
triebsleistung gleichkommt.

Wenn man alle diese reinen Kriegslasten und die Ar­
beiten und Unkosten zu ihrer Beseitigung heranzieht, dann 
ergibt sich, daß der reine Eisenbahnbetrieb, obwohl er 
dem Geldwert nach heute billiger arbeitet als vor dem 
Kriege, eigentlich kein Defizit mehr hat. Es ist un­
gerecht, die Defizitzahlen, die nur der Kriegswerkehrswirtsehaft 
zur Last fallen, immer noch der gegenwärtigen Betriebsleitung 
in die Schuhe zu schieben, und es ist sachlich abwegig, daraus 
dann ganz falsche Schlüsse auf die Wirtschaftlichkeit der Reichs­
eisenbahnen zu ziehen. Geradezu aber gefährlich ist es, angesichts 
dieser stetigen Entwicklung zum Bessern mit Experimenten zu 
drohen, die noch dazu von ganz falschen Voraussetzungen aus­
gehen. Solche Experimente sind nur geeignet, die ruhige Ent­
wicklung zu stören, Unruhe in das Personal hineinzutragen und 
damit überaus schädigend zu wirken.

Schwellenverdingung der Reichseisenbahnverwaltung. Wie in 
der „Holzwelt ‘ mitgeteilt wird, waren auf eine Schwellen-Aus- 
schreibung des Eisenbahnzentralamtes Angebote von 64 Firmen 
eingegangen. Die ausgeschriebene Menge ist erreicht worden. Die 
Durchschnittspreise haben sich gegenüber der letzten Verdingung 
im August viel weniger erhöht, als man nach dem Aufstieg der 
Schnittholzpreise in den letzten Wochen hätte annehmen müssen. 
In Eiche schwanken die Preise sehr, doch ist etwa der Preis von 
100 M. für eine Schwelle als Durchschnitt anzusehen. Das An­
gebot in Buchenschwellen war größer und der Durchschnittspreis 
etwa 82 M. In dieser Preislage werden auch wohl die Zuschläge 
erfolgen. Bemerkens-wert ist, daß ein (ungültiges) Angebot auf 
Betonschwellen lautete, für die 150 M. je Stück gefordert wurden.

Straßenbahnen.
Fahrbare Verkaufsstelle für Dauerkarten. In den seltensten 

Fällen lohnt es sich, Verkaufsstellen für Fahrscheinhefte und 
Wertmarken zu Arbeiterwochen-, Schüler-, Strecken- und Netz­
karten ständig durch Personal der Straßenbahn zu besetzen. Die 
Marken werden nur anfangs und Ende der Woche bzw. des Monats 
benötigt, und das Personal wäre sehr schlecht ausgenutzt. Bei 
der Nürnberg-Fürther Straßenbahn hat man deshalb bisher den 
Verkauf gegen eine entsprechende Vergütung mit einer Ausnahme 
an Privatgeschäfte übergeben. Doch auch hier ist es nicht immer 
leicht, gerade an den für den Verkauf günstigen Stellen Geschäfte 
zu finden, weil große Firmen sich nicht gern damit befassen und 
in kleinen Läden wegen des zeitweise starken Andranges der 
Platz nicht ausreicht. Einen besonderen Raum zu mieten und 
ihn nur zeitweise durch eigenes Personal zu besetzen, würde sich 
wegen der hohen Mietpreise nicht lohnen.

Man half sich nun in Nürnberg neuerdings damit, einen 
älteren, aber noch vollständig ausgerüsteten Triebwagen, wie die 
Abbildung zeigt, in einen Verkaufsraum umzubauen. Der Ver­
kauf erfolgt aus dem Innern des Wagens zu der Plattform heraus 
durch ein Zahlfenster, das in der Wagentür angebracht ist. Zur 
besseren Ein- und Aussteigmöglichkeit ist zu beiden Seiten der 
Plattform eine einhängbare Treppe angebracht. Damit der Ver­
kaufswagen auch im Winter benutzt werden kann, befindet sich

in ihm ein Ofen, wie solche vor dem Kriege in alle Wagen wäh­
rend des Winters eingebaut waren. Das Zahlbrett, sowie der 
Tisch und Sitz für den Verkäufer sind leicht abnehmbar. Im Be­
darfsfälle kann die gleiche Einrichtung auch auf der anderen 
Plattform angebracht werden, so daß gleichzeitig zwei Verkäufer 
tätig sein können. Der Wagen kann jederzeit schnell auf ein 
beliebiges Hinterstellungsgleis fahren und daher auch unter Um­
ständen zum Vorverkauf von Fahrscheinen benutzt werden.

Zehnder.

Berliner Hochbahngesellschaft. Der Aufsichtsrat hat be­
schlossen, einer auf den 15. November d. J. einzuberufenden 
außerordentlichen Generalversammlung der Gesellschaft zur 
Stärkung ihrer Mittel die Erhöhung des Aktienkapitals um 25 Mill. 
Mark Stammaktien vorzuschlagen, die vom 1. Januar 1922 ab 
gleichmäßig mit den bereits ausgegebenon 60 Mill. M. Stammaktien 
an der Dividende teilnehmen sollen. Den Stammaktionären sollen 
davon 15 Mill. M. zum Preise von 120 v. H. angeboten und 3 Mill. 
Mark für einen besonderen Zweck reserviert werden, die rest­
lichen 7 Mill. M. sind zum freihändigen Verkauf nach Anweisung 
der Verwaltung bestimmt.

Verschiedenes.
Neue elektrische Nietwärmer. In letzter Zeit breitet sich das 

elektrische Widerstands-Schweiß- und Erhitzverfahren in sämt­
lichen Industriezweigen der Eisen- und Metallbearbeitung immer 
mehr aus.

Mit zu einer der begehrtesten Maschinentypen gehört der elek­
trische Nietwärmer, der in umseitiger Abbildung dargestellt ist.

Bisher wurden die Nieten im Schmiedefeuer erhitzt. Dieses 
Verfahren hatte viele Nachteile: Große Wärmeverluste (bis 
90 v. H.) durch ständige Feuerunterhaltung, Wärmeableitung, 
Strahlung und unnötig langes Belassen der Nieten im Feuer 
verknüpfen sich mit erheblichen Zeitverlusten und Lohnausgaben, 
mit Arbeitsbeeinträchtigung durch oft unerträgliche Hitze, Ver­
schlechterung der Luft infolge Rauch-, Kohlenoxydgas-, Ruß- und 
Staubentwicklung. Außerdem tritt noch das leichte Verbrennen 
der Nieten im Schmiedefeuer hinzu.

Demgegenüber besitzt die elektrische Nieterwärmung große 
Vorteile. Der Stromverbrauch findet nur im Augenblick der Er­
hitzung statt. Aeußerst geringe Wärmeverluste infolge der von 
innen heraus auftretenden Erwärmung sowie sofortige Betriebs­
bereitschaft, schnellste Erhitzung; die Doppelwirkung gestattet 
ununterbrochenen Betrieb. Einfache, zuverlässige und schnelle 
Bedienung, bequeme Transportmöglichkeit mittels Fahrgestell oder 
Kranöse, Ungefährlichkeit und Betriebssicherheit, kein Verbrennen 
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der Nieten, keine offene Flamme, keinerlei Verletzungen möglich, 
regensiehere Bauweise usw. gewähren die Rentabilität der elektri­
schen Nieterwärmung. Ebenso ist eine genaueste Regulierbarkeit 
der Nietschaft- und Kopferhitzung in allen Stärken und jeder ge­
wünschten Zeitdauer ohne Abbrauch und Verluste möglich. Daher 
peinlich genaues Anpassen an die Arbeitsweise der Nietkolonnen

Herr Minister mitgeteilt, daß die Ausprägung von Münzen höherer 
Werte zur Durchführung gelangen soll, sobald die Versuche über 
die Zusammensetzung derartiger Münzen, die sich in fortschreiten­
dem Stadium befinden, abgeschlossen sind.

Personalnachrichten.
Am 1. November d. J. konnte Herr Straßenbahndirektor

W. J ä h n k e auf eine 40jährige Tätigkeit im Dienste des Lü­
becker Verkehrswesens zurückblicken. 
Männern in leitenden Stellungen, die 
sich durch persönliche Tüchtigkeit 
aus bescheidenen Verhältnissen 
omporgearbeitet haben. Nachdem er 
in Hamburg Schaffner gewesen war, 
wurde Jähnke am 1. November 1881 
von der damaligen Lübecker Pferde- 
Eisenbahngesellschaft zum Kontrol­
leur erwählt, Im Jahre 1887 bereits 
ernannte ihn die Gesellschaft auf 
Grund seiner hervorragenden Eigen­
schaften zum Betriebsinspektor. Zu 
seinem 25jährigen Dienstjubiläum im 
Jahre 1906 wurden seine Verdienste 
um den Aufbau und die wirtschaft­
liche Leitung des Unternehmens vm 
der Allgemeinen Lokal- und Straßen- 
bahngesellschaft, die 1894 den Be-

Der Jubilar gehört zu den

trieb übernommen hatte, dadurch besonders gewürdigt, daß sie 
ihn zum Betriebsdirektor ernannte.

Als am 1. April 1909 der lübeckische Staat die Straßenbahn 
übernahm, legte er besonderen Wert darauf, dem erfahrenen Prak­
tiker auch weiterhin die verantwortliche Leitung des Betriebes 
anzuvertrauen. Unter seiner zielbewußten Leitung hat sich die 
Lübecker Straßenbahn aus den bescheidensten Anfängen zu dem 
heutigen umfangreichen Betrieb und zu einem sehr wichtigen 
Teil des gesamten Lübecker Wirtschaftslebens entwickelt. Wenn 
Direktor Jähnke heute durch langwierige Krankheit leider ge­
nötigt ist, nach 40jähriger Tätigkeit sein nicht immer leichtes 
Amt aufzugeben und in den wohlverdienten Ruhestand zu treten, 
so darf ihn der Rückblick auf sein erfolgreiches Wirken im Inter­
esse des Verkehrswesens Lübecks mit hoher Genugtuung und Be­
friedigung erfüllen. Wir wünschen dem verdienten Mann bei 
seinem Scheiden aus dem Dienste einen noch recht langen und 
ungetrübten Ruhestand. Z.

bei geringstem Energieverbrauch. Die vorstehend abgebildete elek­
trische Niet-Erhitzmaschine leistet das Zwei- bis Dreifache, braucht 
nur rd. 3 v. H. an Wärme-Energie und nur rd. 20 v. H. an Kohlen­
kosten gegenüber einem Koks- oder Kohlen-Nietfeuer. Für die Er­
hitzung von 1 kg Nieten bei üblicher Erhitzungslänge werden 
etwa 0,40 bis 0,43 KW-Std. benötigt.

Ueber die Erhitzungsdauer und die Stromkosten gibt nach­
stehende Tabelle Auskunft. H. Fertig.

Nieten- 
Durchmesser 

D in mm

Erhitzdauer 
für Niet auf 
2-2,5 xD 
in Sek. rd.

Strom- 
aufnahme 
ca. KW

Stromkosten f. 100 
Nieterhitzungen 

bei lMf.l KW-Std. 
rd. M

8 2 3 0,17
10 4 4 0,44
13 6 7 1,17
16 9 10 2.50
20 12 16 5,30
23 15 18 7,50
26 20 25 13,90
80 32 27 24,—
32 36 28 28,—
35 42 30 35,—

V ereinsmitteilungen.
Verein Deutscher Straßenbahnen, Kleinbahnen und Privat­

eisenbahnen E. V., Berlin SW 11, Dessauer Straße 1.
Ausprägung von Münzen höherer Werte. Auf eine Eingabe, die 

der Verein Deutscher Straßenbahnen, Kleinbahnen und Privat­
eisenbahnen vor einiger Zeit an den Reichsminister der Finanzen 
wegen Ausprägung von 1-Mark-Stücken gerichtet hatte, hat der 

Schluß des redaktionellen Teiles.

Wer liefert?
In dieser Spalte wird der Materialbedarf von Mitgliedern des Vereins 
Deutscher Straßenbahnen, Kleinbahnen und Privat­
eisenbahnen E. V. sowie des Internationalen Straßenbahn- 
un d Kleinbahn-Vereins aufgenommen. Antworten, denen für jedes 
einzelne Angebot 60 Pf. in Briefmarken beizulegen sind, müssen mit der be­
treffenden Bezugsnummer versehen und „An die Geschäftsstelle der „Verkehrs­

technik“, Berlin SW 68“ gerichtet sein.
1113. — 3 50 m verzinkten E i s e n f a h r d r ah t von 

mindestens 65 qmm Querschnitt.
1114. — Lokomotiven für Meterspur, gebraucht, aber gut 

erhalten und in betriebsfähigem Zustande.
1115. — 4 Straßenbahn-Motorwagen, 1 m Spurweite, 

zwei Antriebsmotoren von je 60 PS Leistung, 1200 Volt Spannung, 
Bügelstromabnehmer, elektr. Schienenbremse und Handbremse.

1116. — Schaffnergeldtaschen.

Ausgeschriebene Stellen.
(Siehe letzte Seite des Anzeigenteils.) 

Betriebsinspektor. — Chifferanzeige 
Betriebsingenieur. — Chifferanzeige.
Betriebsleiter. — Kleinbahnverwaltung in Reichenstein 

(Schlesien).
Mehrere Konstrukteure. — Gutehoffnungshütte 

Aktienverein für Bergbau und Hüttenbetrieb, Oberhausen (Pfalz).
Weichenkonstrukteur. — Chifferanzeige.
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